
grundlegende Bedeutung zu Beginn
des letzten Drittels des 19. Jahrhun-
derts, d. h. genau mit dem Aufkommen
des Kapitalismus der "Belle Epoque".

Die zweite Phase in der Entwicklung
des Sozialversicherungssystems bildet
die Entstehung der Sozialversicherun-
gen. Der Staat sieht sich durch den
durch die Industrialisierung und
durch den Liberalismus neu aufbre-
chenden Gegensatz zwischen arm und
reich zu dieser Form von Politik ge-
zwungen. Mit der Sozialversicherung
geht der Staat Konzessionen ein, die
das soziale Elend mildern und dadurch
den sozialen Frieden sichern sollen.

Die dritte Phase in der Entwicklung
des Sozialversicherungssystems bilden
die umfassenden Institutionen sozialer
Sicherheit, die heute mit dem Begriff
des Wohlfahrtsstaates umschrieben
werden. Die Ausweitung dieser aus der
Berücksichtigung des sozialen Elends
entspringenden staatlichen Politik ist
noch keineswegs abgeschlossen.
Schwerpunktmäßig ist diese Phase da-
durch gekennzeichnet, daß der besitz-
lose Mensch mit Hilfe von Umvertei-
lungsmechanismen einen größeren Teil
des Sozialprodukts erhält. Dieses Sy-
stem ist universell und erfaßt zum er-
sten Mal alle Bereiche der sozialen Si-
cherheit (Arbeitslosen-, Kranken-, Ar-
beitsunfall- und Pensionsversicherung
sowie Sozialhilfe, Kultur- und Ausbil-
dungsprogramme). Es ist das am wei-
testen verbreitete und ehrgeizigste Ex-
periment staatlicher Politik im 20.
Jahrhundert sowie der anspruchsvoll-
ste Versuch der kapitalistischen Län-
der, sich durch Schutzmaßnahmen zu
legitimieren. Dieses war ohne das
weitgehende Eingreifen eines expan-
dierenden Staates undenkbar. Im Hin-
blick auf die expansive Intervention
scheint es seit 1973 eine Neuorientie-
rung zu geben, die zwar nicht von der

I BERICHTE UND DOKUMENTE I

Sozial versicherungs-
systeme jenseits der
Industriestaaten *

EIN RAHMEN FÜR DIE SOZIAL-
POLITIK IN DEN 90ER JAHREN

GUSTAVO LEAL FERNANDEZ

1. Phasen in der Entwicklung des
Sozial versicherungs systems

Analysiert man Sozialversiche-
rungssysteme als staatliche Einrich-
tungen, so sind einige historische und
begriffliche Unterscheidungen not-
wendig. In der historischen Entwick-
lung des Sozialversicherungssystems
lassen sich drei Phasen unterscheiden,
die von verschiedenen Inhalten ge-
prägt sind.

Die erste Phase stellen die soge-
nannten "Armenordnungen" dar. Es
sind Gesetze, die zur Schaffung einer
neuen sozialen Ordnung beitragen. Sie
dienen zur Legitimation und Festi-
gung der Machtposition des kapitali-
stischen Systems. Dies unterscheidet
diese Form staatlicher (Sozial- )Poli tik
von ihren späteren Ausformungen.
Diese Armenordnungen verlieren ihre

* Diese Arbeit ist Teil einer umfassenden
Untersuchung, die unter der Ägide der
Regierungen Österreichs und Mexikos in
den Jahren 1989 und 1990 durchgeführt
wurde.
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Schutzfunktion der staatlichen Politik
abgehen will, sie jedoch mit neuen
staatlichen Zielsetzungen, die enger
gesteckt sind, jedoch verstärkte Prä-
senz des Staates in den einzelnen Be-
reichen zur Folge haben, vereinbaren
will.

2. Muster der staatlichen Sozialpolitik

Ausgehend von der obigen Feststel-
lung, daß es in der Entwicklung des
Sozialversicherungssystems drei ver-
schiedene Phasen gab, lassen sich auch
verschiedene Muster staatlicher So-
zialpolitik erkennen. Da es sich um ei-
ne staatliche Politik handelt, sind die
einzelnen Modelle in allen Fällen von
den spezifischen Beziehungen zwi-
schen Staat und Gesellschaft abhän-
gig.

Daher wäre es auch äußerst gewagt,
Vergleichezwischen den jeweiligen ge-
sellschaftlichen Konstellationen anzu-
stellen und Gemeinsamkeiten heraus-
zuarbeiten. Analysen, die nach dieser
Methode vorgehen, sind notgedrungen
undifferenziert und beruhen auf einer
bestimmten Methode. Die internatio-
nalen Technokraten und "trans-
governmental experts" sind gezwun-
gen, ihre Interpretationen und Emp-
fehlungen zu nivellieren, damit ihre
Analysen eine gemeinsame Ausgangs-
basis haben. Es ist eine Betrachtungs-
weise, die in der sozialpolitischen Dis-
kussion der letzten Jahre selbst als
"Analyse von oben nach unten" cha-
rakterisiert wurde. Aber nicht immer
entsprechen die Übereinstimmungen
"oben" den individuelllen Erfahrun-
gen "unten". Vielfach ist eher genau
das Gegenteil der Fall. Ein neues Pro-
blem taucht auf, wenn mit Gewalt ver-
schiedene Phasen in der Sozialversi-
cherungsentwicklung bestimmte Mu-
ster staatlicher Politik zugeordnet
werden. Die einzelnen Phasen in der
Entwicklung des Sozialversicherungs-
systems sind also von den Mustern der
Politik zu trennen.
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3. Modelle sozialer Sicherung

Die fünf Modelle werden in folgen-
der Reihenfolge behandelt. Vom um-
fassenden System (das alle Versiche-
rungen - Arbeitslosen-, Arbeitsun-
fall-, Kranken- und Pensionsversiche-
rung - sowie Sozialhilfe, Kultur- und
Bildungsprogramme beinhaltet) bis zu
den partiellen Programmen (die alle
oder einige Versicherungen sowie ein
bestimmtes Maß an Sozialhilfe, Kul-
tur- und Bildungsprogrammen bein-
halten).

3.1 Erstes Modell: Der Wohlfahrts-
staat par excellence

Dieses Modell umfaßt verschiedene
Typen, die sich vor allem durch die je-
weilige Form des Parlamentarismus
unterscheiden, der Ausdruck der spe-
zifischen Gesellschaftsstruktur ist.
Das Parlament ist in diesen Fällen der
variable Faktor, Sinnbild des heutigen
späten Kapitalismus und durch diesen
in seiner Funktion bestimmt. Es han-
delt sich in allen Fällen um ein umfas-
sendes Modell, doch ist - und hierin
liegt der entscheidende Unterschied -
die staatliche Politik durch den Parla-
mentstyp bedingt.

3.2 Zweites Modell: Der Wohlfahrts-
staat mit Zentralverwaltungswirt-

schaft

In dieser Gruppe sind ebenfalls
(leichte)Variationen ein und desselben
Grundmodells zu finden. Das Grund-
merkmal- das allen Variationsformen
gemeinsam ist - besteht darin, daß die
staatliche Politik von einer zentralen
Stelle aus gelenkt wird, der Entschei-
dungsprozeß von oben nach unten er-
folgt, und die gesellschaftliche Kon-
stellation vom Vorhandensein einer
demokratischen Vertretung praktisch
unabhängig ist. Es besteht ein außer-
gewöhnliches Maß an zentraler Ent-
scheidungsbefugnis, die der Zentral-



macht Autonomie, Befehlsgewalt und
Entscheidungsfreiheit einräumt. Die
staatliche Politik ist Teil einer zentra-
len Planung, die sie in ihren Grundzü-
gen prägt. Unterschiede innerhalb die-
ses Modells sind dadurch gegeben, daß
der Zentralismus mehr oder weniger
stark ausgeprägt sein kann. Dies ist
wiederum von der demokratischen Or-
ganisation in ihrer historisch-kultu-
rell-nationalen Ausformung abhängig,
wobei entscheidend ist, ob die Basis
einen Einfluß auf die Entscheidungen
der Führungsspitze hat.

Wie beim ersten Modell hat das
durch die Allmacht der planenden
Zentralstelle geprägte Sozialsystem
verschiedene Reformen erfahren, die
bei allen historischen, kulturellen und
nationalen Unterschieden darauf ab-
zielen, die Entscheidungsfreiheit der
Zentralgewalt einzuschränken. In fast
all diesen Fällen entspricht das Ster-
ben nach einer staatlichen Ordnung
ohne Markt in etwa den Auffassungen
um die Jahrhundertwende.

3.3 Drittes Modell: Gemischtes
partielles System

Im Gegensatz zu den bei den ersten
Modellen haben die drei folgenden ge-
meinsam, daß die staatliche Sozialpo-
litik von wirtschaftlichem Elend ge-
prägt und determiniert ist. Dies unter-
scheidet sie nicht nur von den beiden
vorhergehenden Modellen, sondern
auch untereinander. Die Sozialpolitik
ist in diesen Fällen weniger von Ver-
hältnissen im Parlament - wenngleich
sie davon nicht unbeeinflußt bleibt -
als von gesellschaftsbildenden Fakto-
ren abhängig; sie ist ein Mittel zum
Aufbau der tragenden Kräfte - vor al-
lem Arbeiter und Unternehmer - einer
modernen Gesellschaft. Der partielle
Charakter des Systems und seine ge-
mischte Natur sind in all diesen Fällen
auf die begrenzten staatlichen Inter-
ventionsmöglichkeiten zurückzufüh-
ren. Es handelt sich kurz gesagt um ei-
ne atypische gesellschaftliche Kon-

stellation im Vergleich zu den umfas-
senden Systemen, die auf einem zu-
gleich schwachen und starken Staat
beruhen, der eine Modernisierung der
gesellschaftlichen Realität anstrebt.
Das Eingreifen des Staates zielt daher
weniger darauf ab, den klassischen
kapitalistischen Sicherungsbestrebun-
gen Rechnung zu tragen, als die neuen
gesellschaftlichen Kräfte zu unterstüt-
zen und zu stärken.

Die Schwierigkeit, vor der die staat-
liche Politik dieser Modelle steht, liegt
im Zusammentreffen verschiedener
Phasen der kapitalistischen Ära. Es
handelt sich um eine Spätform des Ka-
pitalismus, der aber nur eine Rander-
scheinung darstellt. In dieser Realität
liegt letztlich das Atypische. Da in die-
sen Fällen der Parlamentarismus in
der Regel eine Neuhei t oder eine rela-
tiv instabile Institution darstellt, ist es
logisch, daß der Einfluß des Parla-
ments auf die Politik in erster Linie
Einfluß auf den konturenlosen Staat
selbst ist, dessen Stärke nur im Zen-
tralismus liegt, der aber Schwächen
zeigt, wenn es darum geht, seinen "ur-
eigenen" Aufgaben nachzukommen
und durch eine Wachstums- und Ent-
wicklungspolitik ein soziales Gleich-
gewicht zwischen den Arbeitern und
den Unternehmern im privaten Sektor
der jeweiligen Länder herzustellen.

Es sind Modelle, bei denen die sozia-
le Sicherheit angesichts der realen
Möglichkeiten eine Utopie ist und nur
partielle Programme verwirklicht
werden konnten. Weiters sind es Mo-
delle, bei denen der Staat als Motor
der sozialen Entwicklung gezwungen
war, die Sozialleistungen im Rahmen
eines Sozialpakts zwischen privatem
und öffentlichem Sektor abzusichern.
Dies war die einzige Möglichkeit, den
Kampf um die Modernisierung dieser
Länder zu gewinnen.

Die Zukunft der atypischen Modelle
ist unsicher. Dies gilt besonders im
Hinblick auf die Finanzierungskosten
der Sozialleistungen, die auf Grund
der sich ändernden Bevölkerungs-
struktur ständig steigen, ein Phäno-
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men, das sich auch im "Sozialstaat par
excellence" sehr deutlich gezeigt hat.
Daher können die Vorstellungen des
Wohlfahrtsstaates nicht unmodifiziert
auf diese atypischen Modelle übertra-
gen werden. Die Tatsache der hohen
Sozialkosten ist ein Antrieb, neue We-
ge zu suchen, die die Vorteile des So-
zialstaates ermöglichen und dessen
Nachteile minimieren sollen (z. B. im
Gesundheitswesen: Kostensenkung
durch Präventivprogramme, flächen-
deckende Grundversorgung im Rah-
men von Community-Health-Care-
Konzepten statt krankenhauszentrier-
ter und damit stark zentralisierter Ge-
sundheitsversorgung, Einsparung bei
Arzneimitteln durch essential-drug-
lists etc.)

ImVergleichzu den umfassenden Si-
cherungssystemen weisen die atypi-
schen Modelle eine zusätzliche Kom-
ponente auf, die von besonderer Be-
deutung ist: In allen Fällen bildet bei
jenen, die eine private Versicherung
haben, diese auf Grund der lückenhaf-
ten Abdeckung durch die staatliche
Sozialpolitik einen Teil des Einkom-
mens.

Wie bei den beiden ersten Modellen
sind auch bei dem dritten verschiede-
ne Typen ein und desselben Modells zu
erkennen.

Eine erste Gruppe bilden Griechen-
land, Spanien und Portugal. Diese drei
Länder weisen ein höheres Maß an
partiellen Sicherungsprogrammen auf
als die zweite Gruppe. Dies nicht nur
auf Grund ihrer besonderen politi-
schen Struktur, die sich als eine Mi-
schung aus nationalen, autoritären
und diktatorischen Elementen dar-
stellte und die in allen drei Fällen in
einen modernen Parlamentarismus
überging, wodurch die staatliche So-
zialpolitik die Möglichkeit zur Ent-
wicklung erhielt. Andererseits führte
das gemischte Modell zu einer Ergän-
zung der meist zentralistischen staat-
lichen Politik (Spanien ist dabei im-
mer eine Ausnahme) durch private Be-
teiligung, die gefördert wurde und die
sowohl individuellen Bedürfnisunter-

88

schieden gerecht wird als auch Berei-
che abdeckt, in die die Zentralgewalt
nicht vorgedrungen ist.

Diese erste Gruppe ist ein Beispiel
dafür, welche Vorteile die staatliche
Sozialpolitik hat und wodurch sie de-
terminiert ist. Der "Sozialstaat par ex-
cellence" dient als Modellfall, nicht
nur die Ergebnisse der Arbeit werden
an ihm gemessen, sondern die staatli-
che Politik wird als Teil des Legitimie-
rungsproblems angesehen. Dies hat
dazu geführt, daß Wachstums-, Ent-
wicklungs- und Modernisierungspro-
zesse in der Wirtschaft in Gang gesetzt
wurden, die durch langfristige soziale
Absprachen ergänzt wurden. So gese-
hen ist das komplexe spanische Sy-
stem exemplarisch. Andererseits ent-
ziehen die Determinanten der Politik
den jeweiligen Parlamenten in ihrer
nationalen Ausformung die Bedeu-
tung, die sie in jüngster Zeit gewonnen
haben. Die spezifischen Beziehungen
zwischen Gesellschaft und Staat, die
in ihnen zum Ausdruck kommen, be-
dingen instabile Verhältnisse (wie in
Portugal und ganz besonders in Grie-
chenland), jedoch wurden Wege der
Regierbarkeit gefunden und eine effi-
ziente Politik gemacht.

Der Fall Türkei illustriert hingegen,
welche Besonderheiten diese erste
Gruppe aufweist. Die instabilen parla-
mentarischen Verhältnisse haben sich
dramatisch verschärft, sodaß die Mo-
dernisierungsbestrebungen zunichte
gemacht wurden. In einer noch größe-
ren wirtschaftlichen Notlage als in den
Ländern der ersten Gruppe ist der
Niedergang der staatlichen Politik
nicht aufzuhalten, da die Unterstüt-
zung durch ein Parlament fehlt, das -
wenn auch nur in geringem Maß - zur
Normalisierung beitragen könnte.

In Griechenland, Spanien und Por-
tugal sind gleichzeitig verschiedene
Phasen des Kapitalismus präsent. Das
erst in Ansätzen vorhandene Sozialsy-
stem hat sich die Erfahrungen des er-
sten Modells zunutze gemacht, sie kor-
rigiert und den eigenen Verhältnissen
angepaßt. Soweit es - mehr oder weni-



ger ausgeprägt - alle Elemente des
dritten Modells aufweist, liegt in die-
sen Elementen und in den Elementen
des ureigenen Kontextes die besondere
Note des gemischten partiellen Sy-
stems. Es kann daher nicht überra-
schen, wenn die werktätige Bevölke-
rung um die partiellen Sicherungspro-
gramme kämpft. Da das atypische Mo-
dell ein gemischtes partielles System
ist, ist der Kampf um die Versicherung,
wie bereits erwähnt, gleichzeitig der
Kampf um einen Teil des Einkommens.
In dem Maß, in dem die staatliche Po-
litik sich in Richtung Sozialstaat aus-
weitet, in dem Maß, in dem die Aspek-
te des Wohlfahrtsstaates nach und
nach integriert werden, in diesem Aus-
maß verliert der Kampf um die Versi-
cherung als Teil des Einkommens seine
Bedeutung.

Eine zweite Gruppe dieses dritten
Modells bilden fast alle Länder La-
teinamerikas und der Karibik, mit
Ausnahme Haitis, das eher dem fünf-
ten und letzten Modell zuzuordnen ist.
Ausgestattet mit allen Merkmalen des
Modells, mit dem wir uns gerade be-
fassen, sind diese Länder ein ideales
Beispiel dafür, daß die staatliche So-
zialpolitik tatsächlich und nicht nur
theoretisch Gemeinsamkeiten auf-
weist. Alle diese Länder beschreiten
den umgekehrten Weg, vergleicht man
sie mit den typischen Formen und
Phasen des Legitimierungsprinzips:
Sie versuchen, den Sozialstaat mit
Hilfe von Strategien zu verwirklichen,
die von einem partiellen System aus-
gehen. Sie arbeiten damit von "unten"
nach "oben". Sie beginnen mit der
Ausarbeitung und Durchführung von
Programmen, die später in ein umfas-
sendes System der sozialen Sicherheit
übergeleitet werden können. Zwar ist
die erste Gruppe des dritten Modells
denselben Weg in der Sozialgesetzge-
bung gegangen, jedoch von einem
höheren Niveau der sozialen Sicher-
heit aus als die Vertreter der zweiten
Gruppe.

Der Fall der Länder Lateinamerikas
und der Karibik ist durch seine Ge-

gensätzlichkeit ein Beispiel für den ge-
wichtigen Einfluß, den die spezifische
Parlamentsform auf die staatliche Po-
litik selbst hat. Das Besondere daran
ist das relativ geringe Gewicht des
Parlaments. Auch wenn die staatliche
Politik vom Parlament mitgestaltet
wird, hängt sie in erster Linie davon
ab, welches Maß an Autonomie dem
Staat von der Gesellschaft eingeräumt
wird. Und da dieser Staatstyp - wie
schon gesagt - eine atypische Funktion
hat (besonders im Vergleich zum er-
sten Modell), die in erster Linie auf
den Aufbau der Gesellschaft durch
Förderung der gesellschaftlichen
Kräfte abzielt und erst in zweiter Li-
nie darauf, der Dynamik des Systems
durch einen sozialen Ausgleich entge-
genzuwirken, geht die Verwirklichung
des gemischten partiellen Sicherungs-
systems auf die staatliche Autonomie
in ihren diversen Ausgestaltungen
zurück. Die spezifischen Beziehungen
zwischen Staat und Gesellschaft
führen generell zu einer "Bevormun-
dung" des gleichzeitig starken und
schwachen Staates in der Durch-
führung der Politik, was schließlich
zur Folge hat, daß die Macht in Hän-
den von Interessengruppen liegt, da-
mit die politische Stabilität gewahrt
bleibt und ein Pakt zwischen dem öf-
fentlichen Sektor, dem privaten Sektor
und den Arbeitern der verschiedenen
Länder möglich ist. Der partielle und
gemischte Charakter der staatlichen
Sozialpolitik ist auf diese Art der
Staatsführung zurückzuführen, die
völlig zu Recht als "autoritär" be-
zeichnet wird. Das System ist zwar de-
mokratisch, weist jedoch eine Reihe
von Besonderheiten auf. In der staatli-
chen Politik ist zwar der Einfluß des
Parlaments unverkennbar, doch trägt
er die Handschrift autoritärer Amts-
führung. Daher sind im Unterschied
zur ersten Gruppe des dritten Modells
die Voraussetzungen für die Entwick-
lung der Programme von "unten" nach
"oben" in zweifacher Hinsicht gege-
ben: durch die Präsenz des Parlaments
und die nationale Ausformung der di-
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versen autoritären Regierungsformen,
worin die Hauptschwierigkeit auf dem
Weg zu einem echten Sozialstaat be-
gründet ist. Darin liegen auch die Un-
terschiede innerhalb dieser zweiten
Gruppe begründet, die mit Ausnahme
des parlamentarischen Systems in
Chile (bis 1973) und Costa Rica eine
Erklärung für die nationalen und re-
gionalen Variationen ein und dessel-
ben Phänomens bieten.

Das partielle und gemischte System
dieser zweiten Gruppe weist noch ein
Charakteristikum auf: Die autoritären
Entscheidungen in der staatlichen So-
zialpolitik sind nur mit Hilfe einer ak-
tiven und bestimmenden nationalen
Elite möglich, die zwar häufig mit in-
ternationalen und im Auftrag diverser
Regierungen arbeitenden nationalen
Fachleuten in Konflikt gerät, aber
doch neben der autoritären Führung
die Hauptverantwortung für die ge-
meinsam entworfene Sozialpolitik
trägt. Die Präsenz dieser Elite sowie
der Grad ihrer Mitbestimmung ma-
chen dieses System dem bereits be-
sprochenen zweiten Modell sehr ähn-
lich: dem Wohlfahrtsstaat mit Zentral-
verwaltungswirtschaft. Beiden ge-
meinsam ist ein hohes Maß an Ent-
scheidungsfreiheit. Die Präsenz und
das Gewicht dieser Elite ist umgekehrt
proportional zum Entwicklungsgrad
des Parlamentarismus: Je größer die
Kompetenz des Parlaments, desto ge-
ringer ist bei diesem Modell der Ent-
scheidungsspielraum der Elite. In La-
teinamerika und in der Karibik ist die
Elite ein grundlegender Faktor für je-
de Analyse.

Damit das Bild der gesellschaftli-
chen Kräfte, die für die staatliche So-
zialpolitik verantwortlich sind, voll-
ständig ist, müssen noch die Interes-
sengruppen genannt werden, die kör-
perschaftlich, ständisch oder in Kam-
mern organisiert sind. Sie haben große
Ähnlichkeit mit der politischen
Führungsspitze hinsichtlich ihres
Führungsstils, mit der Elite hinsicht-
lich ihrer Zusammensetzung, ihres
Einflusses und ihrer Entscheidungsge-
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walt. Demgemäß wird die staatliche
Sozialpolitik von drei Säulen getragen
(der autoritären Regierung, der Elite,
den Interessengruppen), von deren
"ausgewogenem Verhältnis zueinan-
der" die Flexibilität der höchsten Ent-
scheidungsträger und ihre Unabhän-
gigkeit von der Gesellschaft abhängt.
Da dieses partielle und gemischte Sy-
stem in Ländern zu finden ist, die mit
großer Armut zu kämpfen haben, sind
schließlich noch zwei gemeinsame
Faktoren zu nennen. In all diesen Län-
dern bildet die Sozialversicherung ei-
nen Teil des Einkommens. Daher ist
der Kampf, den diese Länder und be-
sonders die werktätige Bevölkerung
um die Sozialversicherung führen, ein
Kampf um bessere Lebens- und Ar-
beitsbedingungen und nur in geringem
Maß das Bestreben, eine soziale Pola-
risierung zu vermeiden, wie dies beim
"Wohlfahrtsstaat par excellence" der
Fall ist. Während in den Ländern, die
der ersten Gruppe des dritten Modells
angehören, die Verbesserungder Sozi-
alprogramme schon vor einiger Zeit
den Weg zum Wohlstand ermöglicht
hat, ist in den Ländern Lateinameri-
kas und der Karibik ein Sozialversi-
cherungsprogramm erst ansatzweise
vorhanden, die Forderungen sind also
Minimalforderungen. Aus diesem
Grund kommt ein zweiter gemeinsa-
mer Faktor ins Spiel: In all diesen
Ländern verläuft die soziale Entwick-
lung von "unten" nach "oben", von
partiellen Sicherungsprogrammen
zum Sozialstaat. Die Erfahrungen der
Länder Lateinamerikas und der Kari-
bik bilden so etwas wie einen "dritten
Weg", da sie auf Grund ihrer wirt-
schaftlichen, besonders aber ihrer
Strukturprobleme die Vergünstigun-
gen des ersten Modells anstreben, je-
doch die Neuerungen des zweiten Mo-
dells nicht außer acht lassen. Aus die-
sem Grund ist ein Großteil der jüng-
sten Reformen auf dem Gebiet der
staatlichen Sozialpolitik in diesen
Ländern zu finden.



3.4 Viertes Modell: Gemischtes
partielles System "im Aufbau"

Dieser Modelltyp weist zwar fast al-
le Merkmale der zweiten Gruppe des
dritten Modells auf, doch sind zwei
grundlegende Unterschiede festzustel-
len.

Erstens: Die Form des Parlamenta-
rismus ist in diesen Fällen von ganz
spezifischen Beziehungen zwischen
Staat und Gesellschaft abhängig, die
dadurch gekennzeichnet sind, daß der
Parlamentarismus und die organisato-
rische Struktur der "Gesellschaft"
selbst in diesen Ländern erst nach und
nach Gestalt annehmen. Das Staatsge-
biet ist zwar gegeben, doch ist die
staatliche und gesellschaftliche Orga-
nisation in Form einer Pyramide (im
Kelsen'schen Sinn) erst "im Aufbau
begriffen" .

Zweitens: Die alte Klassengesell-
schaft prägt immer noch entscheidend
das ebenfalls in Entwicklung befindli-
che Bild der bürgerlichen Gesellschaft.
Daher bildet die Bevölkerung im Hin-
blick auf ihre Struktur und ihre Zahl
einen variablen Faktor von außerge-
wöhnlicher Relevanz.

Dieses vierte Modell sieht sich eben-
falls mit dem Problem konfrontiert,
daß gleichzeitig verschiedene Phasen
des Kapitalismus gegeben sind, doch
stellt sich das Problem in besonderer
Hinsicht: Es handelt sich um einen
langwierigen Prozeß des Ausgleichs
zwischen der Eigendynamik einer al-
ten (in Klassen unterteilten) erstarrten
Gesellschaft und den Modernisie-
rungsbemühungen des Landes auf der
Basis eines fortschrittlichen Parla-
mentarismus. Das Ergebnis ist ein "im
Aufbau befindlicher" Synkretismus.
Beide Aspekte (Parlamentarismus,
Klassengesellschaft) bilden bei sonsti-
ger Gleichheit der Charakteristika des
vierten und dritten Modells (zweite
Gruppe) ein völlig anderes Szenarium,
dessen Auswirkungen auf die staatli-
che Politik zu Ordnungsstrukturen
führen, die ebenfalls "im Aufbau"
sind. Dieses Modell kann nicht unmit-

tel bar auf die nationale staatliche Po-
litik angewendet, sondern nur auf die
jeweiligen Verhältnisse übertragen
werden. Es können weder gemeinsame
Strategien für institutionelle Entwick-
lungen, noch Richtlinien für eine um-
fassende Verwirklichung ohne Berück-
sichtigung der alten Klassengesell-
schaft daraus abgeleitet werden. Die
Kombination von modernem Parla-
mentarismus und Klassengesellschaft
führt zu einer Art regionaler Autono-
mie, die sich durchaus positiv aus-
wirkt und den heutigen Untersuchun-
gen über Dezentralisierung und Fö-
deralismus im Bereich des ersten Mo-
dells und der ersten Gruppe des drit-
ten Modells als Beispiel dienen kann.
Die staatliche Politik baut daher auf
einem gemischten partiellen System
auf, dem durch die Realität, die sich
aus der Kombination von modernem
Parlamentarismus und Klassengesell-
schaft ergibt, in seinem sozialen An-
spruch Grenzen gesetzt sind. Das
heißt, der Kampf um soziale Sicher-
heit ist geprägt durch diese beiden
Aspekte, durch die sich dieses Modell
von den anderen unterscheidet. Dies
ist auch der Grund für die enorme
Flexibilität der staatlichen Politik
hinsichtlich der Einbeziehung positi-
ver Elemente der anderen Modelle, je-
doch in einem völlig anderen Kontext.
Diesem Modell entsprechen nur weni-
ge Länder: Indien, gefolgt von einer re-
präsentativen Gruppe von Ländern
des Nahen Ostens. Brasilien (drittes
Modell, zweite Gruppe) weist große
Ähnlichkeiten mit dem vierten Modell
auf, der Unterschied liegt im bereits
"abgeschlossenen" Synkretismus und
der klaren Vorherrschaft der moder-
nen Gesellschaft über das altherg€-
brachte System.

3.5 Fünftes Modell: System in der
Phase des Entstehens

Dieses Modell sozialer Sicherung
greift das Konzept der "Armenord-
nungen" auf und stellt es in den Kon-
text einer späten historischen Einglie-
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derung in die Weltwirtschaft; ein Kon-
text, der fast ohne Ausnahme bei den
heutigen Blöcken regionaler Integra-
tion gegeben ist, die die Last einer lan-
gen Kolonialisierung zu tragen haben.
Daher weisen die Ansätze einer staat-
lichen Politik diese DoppeIgesichtig-
keit, d. h. ein überholtes Konzept in
modernem Kontext, auf. Es sind "Ar-
menordnungen", aber im Rahmen mo-
derner regionaler Zusammenschlüsse.
Die Sozialpolitik ist Teil eines allge-
meineren sozioökonomischen Prozes-
ses, durch den das Land "aufgebaut"
werden soll (daher "Armenordnun-
gen"). Die angesprochene Dualität
(überholte Entwicklungsstufe in aktu-
ellem Kontext) bedingt die variablen
Faktoren, die für die Sozialgesetzge-
bung bestimmend sind. Es ist das Fest-
halten an den alten Gesellschafts-
strukturen, welches die Politikvaria-
blen entscheidend prägt. Darin gleicht
dieses Modell der zweiten Gruppe des
dritten Modells. Doch besteht ein ent-
scheidender Unterschied: Die Gesell-
schaft ist hier uneingeschränkt der be-
stimmende Faktor. Die staatliche Poli-
tik ist nicht geprägt vom Konflikt
Staat - Gesellschaft, sie ist vielmehr
Ausfluß historischer Strukturen, die
die Variablen in ihren Grundzügen be-
stimmen. Und dies alles erfolgt im
Rahmen einer regionalen Integration.
Die spezifischen Beziehungen zwi-
schen Staat und Gesellschaft, die die
staatliche Politik bestimmen, entspre-
chen diesemMuster zur Gänze. Sie lie-
gen auch der staatlichen Politik zu-
grunde, wenn es darum geht, inner-
halb der Politikvariablen die Prioritä-
ten zu setzen. Wie bei den Fällen des
bereits behandelten dritten Modells
(zweite Gruppe) wird die staatliche
Politik vom Parlament mitbestimmt,
obwohl sie in erster Linie die Politik
eines zugleich starken und schwachen
Staates ist. Daher kann dieses Modell
nur als ein in Entstehung begriffenes
System angesehen werden, da das
Grundmuster ausgehend von der je-
weiligen regionalen Integration Art
und Umfang der staatlichen Politik
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bestimmt. Das Modell ist im Entstehen
begriffen, da die staatliche Politik zum
"Aufbau" der Nation mit Hilfe von
"Armenordnungen" beiträgt und So-
zialversicherungsprogramme ent-
wickelt, die zur Gänze auf den alten
Gesellschaftsstrukturen aufbauen,
wobei über allem noch das Banner der
jeweiligen regionalen Integration
schwebt. Aus der Tatsache, daß sich
das Modell in Entwicklung befindet,
ergibt sich auch das Atypische der
Maßnahmen der staatlichen Politik.
Auch bei diesem Modell stellt sich das
Problem der gleichzeitigen Präsenz
verschiedener Phasen des Kapitalis-
mus, das zusätzlich und im Unter-
schied zu den Fällen des dritten Mo-
dells verschärft wird durch die Kon-
flikte und geopolitischen Probleme in-
nerhalb der heutigen regionalen
Blöcke. Wie die Entwicklung weiter-
gehen wird, ist daher völlig offen. Zu
diesem Modell zählen verschiedene
afrikanische und asiatische Länder,
während die ehemaligen französischen
und spanischen Kolonien in Afrika so-
wie einige Länder des britischen
"Commonwealth" Beispiele für das
System sind, das sich aus dem Grund-
muster "altes Schema in aktuellem
Kontext" zwangsläufig ergibt.

4. Zusammenfassung
Wenn die Dynamik des Systems zur

Herausbildung von drei Phasen in der
Entwicklung des Sozialversicherungs-
systems geführt hat, so haben die fünf
aufgezeigten Modelle der Sozialpolitik
gezeigt, daß die Übereinstimmungen
zwischen beiden Problemkreisen den
doktrinären Rahmen sprengen und es
sich eher um Übereinstimmungen rea-
ler spezifischer Prozesse handelt. Die
Untersuchung hat gezeigt, daß hier
zwei verschiedene Problemkreise vor-
liegen. Daher gibt es keine allgemeine
Übereinstimmung zwischen den Ent-
wicklungsphasen und den Sicherungs-
modellen. Nimmt man diese als Aus-
gangsbasis für die Definition der Poli-
tik, dann macht das die Analyse und



Begriffsbildung überhaupt unmöglich.
Während der Problemkreis der drei
Phasen in der Entwicklung der Sozial-
versicherung vom Legitimierungspro-
blem nicht zu trennen ist, zeigt die
Analyse des Gesamtphänomens als
Analyse der staatlichen Politik, daß
die Übereinstimmungen der realen
Prozesse Funktion der spezifischen
Beziehungen zwischen Staat und Ge-
sellschaft sind. Das bedeutet also, daß
von ihnen ausgegangen werden muß.
Andererseits werfen diese spezifischen
Beziehungen ein anderes Problem auf:
das Problem des spezifischen Weges,
den der Staat einer bestimmten Kon-
stellation einschlagen muß, um sich
mit einem sozialpolitischen Instru-
mentarium auszustatten. Betrachtet
man beide Problemkreise gemeinsam,
dann ist aus beiden (außer im Falle des
zweiten Modells) das Problem des Zu-
sammentreffens verschiedener Phasen
des Kapitalismus ersichtlich. Wenn
man von dieser Realität ausgeht, er-
gibt sich die Möglichkeit, die verschie-
denen Elemente der verschiedenen
Modelle herauszuarbeiten und dabei
vor allem festzustellen, welche Ent-
wicklungschancen gemischt partielle
Systeme (das dritte Modell sowie das
im Aufbau und das in Entstehung be-
griffene Modell)haben und wie sie sich
vom Modell des Wohlfahrtsstaates ab-
heben können. Kurz gesagt, böte dies
die Möglichkeit einer eigenständigen
Entwicklung.
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